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Satzung zur Regelung von Fragen  
des örtlichen Gemeindeverfassungsrechts 

 
Vom 15.05.2026 

 
 
Die Stadt Wasserburg a. Inn erlässt aufgrund der Art. 20 a, 23, 32, 33, 34, 35, 40, 41, 88 und 
103 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) folgende Satzung: 
 
 

§ 1 
Zusammensetzung des Stadtrates 

(1) Der Stadtrat besteht aus dem ersten Bürgermeister (§ 4) und 24 ehrenamtlichen Mit-
gliedern. 

(2) Die Tätigkeit der ehrenamtlichen Stadtratsmitglieder erstreckt sich auf die Mitwirkung 
bei den Beratungen und Entscheidungen des Stadtrates und seiner Ausschüsse. Außerdem 
können einzelnen Mitgliedern besondere Verwaltungs- und Überwachungsbefugnisse nach 
näherer Vorschrift der Geschäftsordnung übertragen werden. 

 
§ 2 

Ausschüsse 

(1) Der Stadtrat bestellt zur Mitwirkung bei der Erledigung seiner Aufgaben folgende stän-
dige Ausschüsse: 

a) Haupt- und Finanzausschuss, bestehend aus dem Vorsitzenden und 8 ehrenamtlichen 
Stadtratsmitgliedern 

b) Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss, bestehend aus dem Vorsitzenden und 8 ehren-
amtlichen Stadtratsmitgliedern 

c) Werkausschuss, bestehend aus dem Vorsitzenden und 8 ehrenamtlichen Stadtratsmit-
gliedern 

d) Rechnungsprüfungsausschuss, bestehend aus 4 Mitgliedern des Stadtrats. 

(2) Den Vorsitz in den in Absatz 1 Buchstaben a) bis c) genannten Ausschüssen führt der 
Erste Bürgermeister. Den Vorsitz im Rechnungsprüfungsausschuss führt ein vom Stadtrat 
bestimmtes ehrenamtliches Ausschussmitglied. 

(3) Die Ausschüsse sind vorberatend tätig, soweit die Geschäftsordnung dies vorsieht und 
der Stadtrat selbst zur Entscheidung zuständig ist. Im Übrigen beschließen sie anstelle des 
Stadtrats (beschließende Ausschüsse). 

(4) Das Aufgabengebiet der Ausschüsse im Einzelnen ergibt sich aus der Geschäftsord-
nung, soweit es nicht durch gesetzliche Bestimmungen festgelegt ist. 
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§ 3 
Entschädigung für ehrenamtlich tätige Personen 

(1) Die ehrenamtlichen Stadtratsmitglieder erhalten für ihre Tätigkeit als Entschädigung fol-
gende Pauschalbeträge: 

a) Pauschalbetrag monatlich: 90,00 EUR 

b) soweit ihnen mindestens ein Aufgabengebiet gemäß § 3 Abs. 3 der Geschäftsordnung 
übertragen wurde: zusätzlich monatlich  60,00 EUR 

c) soweit sie Fraktionssprecher oder Sprecher einer Ausschussgemeinschaft sind: zusätz-
lich monatlich 85,00 EUR 

d) für die Teilnahme an den Sitzungen der Ausschüsse und des Stadtrates: zusätzlich je 
Sitzung 60,00 EUR; tritt während einer Ausschusssitzung der Vertretungsfall ein, wird das 
Sitzungsgeld nur an das Ausschussmitglied ausbezahlt, das länger an der Sitzung teilge-
nommen hat, 

e) soweit sie Mitglieder des Rechnungsprüfungsausschusses sind: je Prüfungstag 85,00 
EUR, bzw. je halben Prüfungstag 42,50 EUR, 

f) die oder der Vorsitzende des Rechnungsprüfungsausschusses erhält zusätzlich jährlich 
85,00 EUR. 

(2) Stadtratsmitglieder in einem nichtselbständigen Beschäftigungsverhältnis haben außer-
dem Anspruch auf Ersatz des nachgewiesenen Verdienstausfalls. Stadtratsmitglieder, die zur 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben eine Betreuung für Kinder bis einschließlich 14 Jahren oder für 
zu pflegende Angehörige in Anspruch nehmen müssen, erhalten den angemessenen finanzi-
ellen Aufwand gegen Nachweis entschädigt. Die Ersatzleistungen nach diesem Absatz und in 
begründeten Einzelfällen werden nur auf Antrag gewährt. 

(3) Die ehrenamtlichen Stadtratsmitglieder erhalten für die im Auftrag des Stadtrats, eines 
Ausschusses oder des Bürgermeisters ausgeführten Dienstreisen außerhalb des Stadtgebie-
tes Reisekostenvergütung nach den Bestimmungen des Bayerischen Reisekostengesetzes. 
Dabei werden Fahrtkosten wie bei Angehörigen der Besoldungsgruppen ab A 8 erstattet. Die 
Reisekostenvergütung durch die Stadt entfällt, wenn dem Stadtratsmitglied aus einem Dienst-
verhältnis oder aus einem anderen Rechtsgrund ein Anspruch gegen Dritte auf Erstattung von 
Reisekosten zusteht. 

(4) Ehrenamtlich tätige Personen, die vom Stadtrat in Beiräte oder sonstige mehrfach und 
regelmäßig beratende Gremien berufen wurden, erhalten für jede Teilnahme an einer Sitzung 
eine Entschädigung in Höhe von 50 % des nach Absatz 1 Buchst. d) festgesetzten Betrags. 
Die Höhe der monatlichen Entschädigung für Sitzungen nach diesem Absatz darf einen 
Höchstbetrag von 100,00 Euro nicht übersteigen. 

 

§ 4 
Erster Bürgermeister 

Der erste Bürgermeister ist Beamter auf Zeit. 

 

§ 5 
Weitere Bürgermeisterinnen und Bürgermeister 

Zweite und dritte Bürgermeisterin bzw. zweiter und dritter Bürgermeister sind Ehrenbe-
amte. 

 

  



-3- 
 
 

§ 6 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01.05.2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung zur Regelung von 
Fragen des örtlichen Gemeindeverfassungsrechts vom 14.05.2020 außer Kraft. 

 
Wasserburg a. Inn, 15.05.2026 
STADT WASSERBURG. INN 
 
Bastian Wernthaler 
1. Bürgermeister 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


